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Steuergesetz für den Kanton Graubünden 

Änderung vom 10. Februar 2025 

Von diesem Geschäft tangierte Erlasse (BR Nummern) 

Neu: – 

Geändert: 720.000 

Aufgehoben: – 

Der Grosse Rat des Kantons Graubünden, 

gestützt auf Art. 31 Abs. 1 der Kantonsverfassung, 

nach Einsicht in die Botschaft der Regierung vom 15. Oktober 2024, 

beschliesst: 

I. 

Der Erlass "Steuergesetz für den Kanton Graubünden" BR 720.000 (Stand 

1. Januar 2025) wird wie folgt geändert: 

Art.  4 Abs. 1 (geändert) 

1 Weicht der Landesindex der Konsumentenpreise im Juli eines Kalender-

jahres vom Stand Ende Dezember 2005 um drei Prozent oder ein Mehrfa-

ches davon ab, ändern sich die in Artikel 31 Litera c, Artikel 35 Absatz 3, 

Artikel 36 Litera h und l, Artikel 38, Artikel 39, Artikel 40a, Arti-

kel 52 Absatz 1 und 3, Artikel 63 Absatz 1, Artikel 64 Absatz 1, Arti-

kel 91 und Artikel 114 Absatz 1 in Franken festgelegten Beträge für das 

nächste Steuer- beziehungsweise Kalenderjahr um drei Prozent oder das 

entsprechende Mehrfache davon. Die Abzüge sind auf 100 Franken, die 

Beträge in Artikel 35 Absatz 3 und Artikel 63 Absatz 1 auf 1000 Franken 

aufzurunden. 

https://www.gr-lex.gr.ch/data/720.000/de
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Art.  21c Abs. 6 (neu) 

6 Absatz 1 gilt für Einlagen und Aufgelder, die während eines Kapital-

bands nach den Artikeln 653s ff. des Obligationenrechts1) geleistet wer-

den, nur soweit sie die Rückzahlungen von Reserven im Rahmen dieses 

Kapitalbands übersteigen. 

Art.  23 Abs. 2 (geändert) 

2 Leibrentenversicherungen sowie Leibrenten- und Verpfründungsverträge 

sind im Umfang ihres Ertragsanteils steuerbar. Dieser bestimmt sich wie 

folgt: 

a) (neu) bei garantierten Leistungen aus Leibrentenversicherungen, 

die dem Versicherungsvertragsgesetz2) unterstehen, ist der im Zeit-

punkt des Vertragsabschlusses auf der Grundlage von Arti-

kel 36 Absatz 1 des Versicherungsaufsichtsgesetzes3) bestimmte 

maximale technische Zinssatz (m) während der gesamten Vertrags-

dauer massgebend: 

1. ist dieser Zinssatz grösser als null, so berechnet sich der Er-

tragsanteil, auf den nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- 

oder abgerundet, nach der Formel in Arti-

kel 7 Absatz 2 Litera a Ziffer 1 des Steuerharmonisierungsge-

setzes4); 

2. ist dieser Zinssatz negativ oder null, so beträgt der Ertragsan-

teil null Prozent. 

b) (neu) bei Überschussleistungen aus Leibrentenversicherungen, die 

dem Versicherungsvertragsgesetz unterstehen, entspricht der Er-

tragsanteil 70 Prozent dieser Leistungen; 

c) (neu) bei Leistungen aus ausländischen Leibrentenversicherungen, 

aus Leibrenten- und aus Verpfründungsverträgen ist die Höhe der 

um 0,5 Prozentpunkte erhöhten annualisierten Rendite zehnjähriger 

Bundesobligationen (r) während des betreffenden Steuerjahres und 

der neun vorangegangenen Jahre massgebend: 

                                                             

1)Bundesgesetz betreffend die Ergänzung des Schweizerischen Zivilgesetzbuches 
(Fünfter Teil: Obligationenrecht) vom 30. März 1911 (OR; SR 220) 

2)Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag vom 2. April 1908 (Versicherungs-
vertragsgesetz, VVG; SR 221.229.1) 

3)Bundesgesetz betreffend die Aufsicht über Versicherungsunternehmen vom 
17. Dezember 2004 (Versicherungsaufsichtsgesetz, VAG; SR 961.01) 

4)Bundesgesetz über die Harmonisierung der direkten Steuern der Kantone und 
Gemeinden vom 14. Dezember 1990 (Steuerharmonisierungsgesetz, StHG; SR 
642.14 (Fassung gemäss Bundesgesetz über die Besteuerung von Leibrenten und 
ähnlichen Vorsorgeformen vom 17. Juni 2022, AS 2023 38) 

https://db.clex.ch/link/Bund/220/de
https://db.clex.ch/link/Bund/221.229.1/de
https://db.clex.ch/link/Bund/961.01/de
https://db.clex.ch/link/Bund/642.14/de
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1. ist diese Rendite grösser als null, so berechnet sich der Er-

tragsanteil, auf den nächstliegenden ganzen Prozentwert auf- 

und abgerundet, nach der Formel in Arti-

kel 7 Absatz 2 Litera c Ziffer 1 des Steuerharmonisierungsge-

setzes1); 

2. ist die Rendite negativ oder null, so beträgt der Ertragsanteil 

null Prozent. 

Art.  30 Abs. 1 

1 Steuerfrei sind: 

n) (geändert) die einzelnen Gewinne aus Lotterien und Geschicklich-

keitsspielen zur Verkaufsförderung, die nach Arti-

kel 1 Absatz 2 Litera d und e BGS diesem nicht unterstehen, sofern 

die Grenze von 1000 Franken nicht überschritten wird; 

o) (neu) Einkünfte aufgrund des Bundesgesetzes über Überbrückungs-

leistungen für ältere Arbeitslose vom 19. Juni 20202). 

Art.  32 Abs. 1, Abs. 2 (geändert), Abs. 3 (neu) 

1 Selbständig Erwerbende können die geschäfts- oder berufsmässig be-

gründeten Kosten abziehen, insbesondere: 

g) (geändert) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbil-

dung, einschliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals; 

h) (neu) die gewinnabschöpfenden Sanktionen, soweit sie keinen 

Strafzweck haben. 

2 Nicht abziehbar sind insbesondere: 

a) (neu) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizeri-

schen Strafrechts; 

b) (neu) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Ge-

genleistung für die Begehung von Straftaten; 

c) (neu) Bussen und Geldstrafen; 

d) (neu) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Straf-

zweck haben. 

3 Sind Sanktionen nach Absatz 2 Litera c und Litera d von einer ausländi-

schen Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie ab-

ziehbar, wenn: 

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; o-

der 

                                                             

1)SR 642.14 (Fassung gemäss Bundesgesetz über die Besteuerung von Leibrenten 
und ähnlichen Vorsorgeformen vom 17. Juni 2022, AS 2023 38) 

2)SR 837.2 

https://db.clex.ch/link/Bund/642.14/de
https://db.clex.ch/link/Bund/837.2/de
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b) die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumut-

bare unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten. 

Art.  36 Abs. 1 

1 Von den Einkünften werden abgezogen: 

b) (geändert) die dauernden Lasten sowie der Ertragsanteil nach Arti-

kel 23 Absatz 2 Litera c der Leistungen aus Leibrenten- und aus 

Verpfründungsverträgen; 

Art.  74 Abs. 2 (geändert) 

2 Den übrigen juristischen Personen gleichgestellt sind die kollektiven 

Kapitalanlagen mit direktem Grundbesitz nach Artikel 58 oder Arti-

kel 118a des Kollektivanlagengesetzes1). Die Investmentgesellschaften mit 

festem Kapital nach Artikel 110 des Kollektivanlagengesetzes werden wie 

Kapitalgesellschaften besteuert. 

Art.  81 Abs. 1, Abs. 3 (geändert), Abs. 4 (neu) 

1 Zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere: 

a) (geändert) die Steuern des Bundes, der Kantone und der Gemein-

den; 

i) (geändert) die Kosten der berufsorientierten Aus- und Weiterbil-

dung, einschliesslich Umschulungskosten, des eigenen Personals; 

j) (neu) gewinnabschöpfende Sanktionen, soweit sie keinen Straf-

zweck haben. 

3 Nicht zum geschäftsmässig begründeten Aufwand gehören insbesondere: 

a) (neu) Zahlungen von Bestechungsgeldern im Sinne des schweizeri-

schen Strafrechts; 

b) (neu) Aufwendungen zur Ermöglichung von Straftaten oder als Ge-

genleistung für die Begehung von Straftaten; 

c) (neu) Bussen; 

d) (neu) finanzielle Verwaltungssanktionen, soweit sie einen Straf-

zweck haben. 

4 Sind Sanktionen nach Absatz 3 Litera c und Litera d von einer ausländi-

schen Straf- oder Verwaltungsbehörde verhängt worden, so sind sie ab-

ziehbar, wenn: 

a) die Sanktion gegen den schweizerischen Ordre public verstösst; o-

der 

                                                             

1)Bundesgesetz über die kollektiven Kapitalanlagen vom 23. Juni 2006 (Kollektivan-
lagengesetz, KAG; SR 951.31) 

https://db.clex.ch/link/Bund/951.31/de
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b) die steuerpflichtige Person glaubhaft darlegt, dass sie alles Zumut-

bare unternommen hat, um sich rechtskonform zu verhalten. 

Art.  97 Abs. 1bis (neu), Abs. 2bis (neu) 

1bis Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist 

der steuerbare Reingewinn in Franken umzurechnen. Massgebend ist der 

durchschnittliche Devisenkurs (Verkauf) der Steuerperiode. 

2bis Lautet der Geschäftsabschluss auf eine ausländische Währung, so ist 

das steuerbare Eigenkapital in Franken umzurechnen. Massgebend ist der 

Devisenkurs (Verkauf) am Ende der Steuerperiode. 

Art.  129 Abs. 1 

1 Gegenüber dem Steuerpflichtigen sind zur Ausstellung schriftlicher Be-

scheinigungen verpflichtet: 

c) (geändert) Versicherer über den Rückkaufswert von Versicherun-

gen und über die aus dem Versicherungsverhältnis ausbezahlten o-

der geschuldeten Leistungen; bei Leibrentenversicherungen, die 

dem Versicherungsvertragsgesetz1) unterstehen, müssen sie zusätz-

lich das Abschlussjahr, die Höhe der garantierten Leibrente, den ge-

samten steuerbaren Ertragsanteil nach Artikel 23 Absatz 2 sowie die 

Überschussleistungen und den Ertragsanteil aus diesen Leistungen 

nach Artikel 23 Absatz 2 Litera b ausweisen; 

II. 

Keine Fremdänderungen. 

III. 

Keine Fremdaufhebungen. 

IV. 

Diese Teilrevision untersteht dem fakultativen Referendum. 

Die Regierung bestimmt den Zeitpunkt des Inkrafttretens. Sie kann alle 

oder einzelne Bestimmungen rückwirkend in Kraft setzen. 

 

                                                             

1)Bundesgesetz über den Versicherungsvertrag vom 2. April 1908 (Versicherungs-
vertragsgesetz, VVG; SR 221.229.1) 

https://db.clex.ch/link/Bund/221.229.1/de

